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Verordnung 
über die Pflichten und Rechte der Mitarbeiter

der Deutschen Post.
— Post-Dienst-Verordnung (PDVO) —

Vom 13. Oktober 1960
Die zuverlässige Beförderung und Übermittlung von 

Nachrichten, der Vertrieb von Presseerzeugnissen und 
die Übertragung der Programme des Rundfunks und 
Fernsehens durch das Post- und Fern melde wesen erfor­
dern das einheitliche und disziplinierte Zusammenwir­
ken aller Mitarbeiter der Deutschen Post unter einer 
straffen zentralen Leitung.

Zur weiteren Festigung der sozialistischen Staats­
und Arbeitsdisziplin und zur Erweiterung der Rechte 
der Mitarbeiter der Deutschen Post wird folgendes ver­
ordnet:

I. * «

Pflichten und Rechte

(3) Jeder Mitarbeiter hat die Pflicht, dem Neuen in 
unserer sozialistischen Entwicklung • allseitig zum 
Durchbruch zu verhelfen.

(4) Die neue Qualität der Arbeit findet ihren Aus­
druck in den Brigaden, Kollektiven und Gemeinschaf­
ten der sozialistischen Arbeit. Es ist eine Ehre für jeden 
Mitarbeiter, als Mitglied dieser Kollektive an der auf 
allen Gebieten unseres gesellschaftlichen Lebens sich 
vollziehenden Umwälzung schöpferisch mitzuwirken 
und gemeinsam mit den im Kollektiv vereinten Werk­
tätigen sozialistisch zu arbeiten, zu lernen und zu leben. 
Die Leiter der Ämter sind verpflichtet, die Brigaden, 
Kollektive und Gemeinschaften der sozialistischen Ar­
beit als Schlüssel zur Lösung aller Aufgaben allseitig 
zu fördern und zu festigen.
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§ 2 * *
*

Leitung und Weisungsbefugnis

§ 1
Grundsätzliche Pflichten und Rechte 1

(1) Der Mitarbeiter hat jederzeit die Interessen der
Arbciter-und-Baucrn-Macht zu vertreten, die Grund­
sätze der sozialistischen Moral zur Grundlage seines 
Handelns zu machen, die sozialistische Gesetzlichkeit 
cinzuhalten und die ihm übertragenen Aufgaben gewis­
senhaft und verantwortungsbewußt unter Einsatz sei­
nes ganzen Könnens zu erfüllen.

(2) Der Mitarbeiter hat das Recht und die ehren­
volle Pflicht, sich an der Planung und Leitung des Post- 
und Fernmeldewesens zu beteiligen. Er wirkt insbe­
sondere bei der Ausarbeitung und Erfüllung des Bc- 
triebskollektivvcrtragcs mit und nimmt aktiv am sozia­
listischen Wettbewerb teil.

(1) Die Leitung des Post- und Fernmeldewesens er­
folgt nach dem Prinzip des demokratischen Zentralis­
mus. Die Leitungstätigkeit ist nach dem Prinzip der 
Einheit von politischer, ökonomischer und technischer 
Leitung sowie dem Prinzip der Einzelleitung und der 
personlidien Verantwortung nach kollektiver Beratung 
durdizuführen.

(2) Die nach den gesetzlichen Bestimmungen wei­
sungsbefugten Mitarbeiter haben die ihnen zugewie­
sene Weisungsbefugnis gewissenhaft anzuwenden und 
die vollständige und tcrmingercdite Durdiführung der 
Weisungen zu kontrollieren. Sie besitzen anderen Mit­
arbeitern gegenüber keinerlei Vorredite und sind bei 
Mißbrauch ihrer Weisungsbefugnis disziplinarisch zur 
Verantwortung zu ziehen.


